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M
ehr wissen über Wirt-
schaft: Mit ihrem Vor-
stoß könnte Ute Eiling-
Hütig, die neue Bil-

dungsministerin im Land, offene Tü-
ren einrennen. Zumindest bei Schüle-
rinnen und Schülern. Denn junge
Menschen sind interessiert an Fi-
nanzthemen, glaubtman Studienwie
jener des Bankenverbandes. Dessen
Jugendstudie von 2024 zeigt: Über 90
Prozent der befragten 14- bis 24-Jäh-
rigen wünschte sich mehr Finanzthe-
men im Unterricht, sogar ein eigenes
Fach. Denn viele meinten, in ihrer
Schulzeit kaum etwas über Wirt-
schaft und Finanzen gelernt zu haben
– laut Bankenverband80Prozent. Auf
ihrem Wunschzettel: mehr Wissen
überdenUmgangmitGeld,Altersvor-
sorge, über das Finanzsystem.

Wie viel junge Menschen tatsäch-
lich über Wirtschaft und Wirtschaf-
ten wissen, lässt sich aber nicht ver-
lässlich sagen. Dazu fehlen Daten. So
nehmen die Bundesländer beispiels-
weise nicht am PISA-Finanzkompe-
tenztest teil. Die Finanzkompetenz
der erwachsenen Deutschen hat die
OECD dagegen untersucht. Ein
schlechtes Zeugnis gab es zwar zu-
letzt nicht, doch Verbesserungsbe-
darf haben die Wissenschaftler sehr
wohl ausgemacht. Etwa bei der Al-
tersvorsorge: Nur 52 Prozent der Er-
wachsenen im Erwerbsalter zeigten
sich bei der Befragung zuversichtlich,
dass sie gut für ihr Alter vorsorgen.
Bedarf sieht die OECD ebenfalls bei
der Vermeidung von Überschuldung
und beim Umgangmit Krediten, aber
auch bei der Teilnahme am Finanz-
und Kapitalmarkt und der digitalen
Finanzkompetenz. Weniger als die
Hälfte der Erwachsenen fühlte sich si-
cher imUmgangmit digitalen Finanz-
dienstleistungen – leichte Beute für
Betrüger. Unterm Strich befürwortet
die OECD auch für Deutschland eine
nationale Finanzkompetenzstrategie,
wie sie schon in anderen Industriena-
tionen existiert. Eine Anregung, die
2024 von der damaligen Bundesre-
gierung aufgenommen wurde. Die
Frage, wie es damit unter der aktuel-
len Regierung steht, ließ das Finanz-
ministerium bisher offen.

S
chlechte Noten würde auch
Thomas Beutler aus Zweibrü-
cken seinen Kunden nicht un-
bedingt ausstellen: Inzwi-

schen kämen viele Ratsuchende zu-
mindest mit einem Halbwissen, sagt
er. Beutler berät zum einen bei der
Verbraucherzentrale Saarbrücken
und zum anderen im eigenen Hom-
burger Unternehmen als unabhängi-
gerHonorarberater – also ohne Provi-
sion für verkaufte Finanzprodukte.
Ein großes Problem für Verbraucher
sieht der Betriebswirt aber in der Flut
der Informationen. Vor allem auf So-
cial Media-Kanälen gebe es perma-
nente Verleitungen. Gerade für junge
Menschen. Schwer habe es dann, wer
vorher nicht gelernt habe, einmal zu
sparen und zu verzichten.

Wie schwer es ist, Versuchungen
zu widerstehen, zeigt allein der Blick
in den Schuldneratlas der Auskunftei
Creditreform von 2025. Dort regis-
trierten die Fachleute den höchsten
AnstiegderÜberschuldungsquotebei
den unter 30-Jährigen: Knapp sieben
Prozent konnten Forderungen gar
nichtmehr begleichen. Ein Grund da-
für: zunehmende Ratenkredite und
Angebote wie „Buy now, pay later“,
vor denen Verbraucherschützer im-
merwiederwarnen.
Die Finanzbildung sei in den ver-

gangenen zwei Jahrzehnten besser
geworden, stellt Finanzexperte Hart-
mutWalz fest. Er hat 33 Jahre lang Fi-
nanzwirtschaft an der Hochschule in
Ludwigshafen unterrichtet und setzt
sich außerdem für Verbraucher-
schutz bei Finanzdienstleistungen
ein. Aber, sagt auch er, die Fehlinfor-
mation habe zugleich signifikant zu-
genommen, vor allem in den Sozialen
Medien. Ein Beispiel: Da würden et-
wa Fonds-Policen beworben, die an-
geblich enorme Steuerersparnisse er-
möglichen. InWahrheit lösten etliche
Verbraucher diese Verträge auf, ohne
dass sie von den beworbenen Steuer-
vorteilen profitierten. Die Auszah-
lung werde dann um die Steuern und
die hohen Kosten der Police gekürzt –
oft komme nicht mal die Summe der
eingezahlten Beiträge zurück. Und
geringere Steuern weiterer Policen
seienmeist dadurch bedingt, dass de-
ren hohe Kosten eben zu niedrigen
steuerpflichtigen Gewinnen führen.

Junge Menschen seien durch sol-
che Angebote besonders gefährdet,
meint Walz. Denn dort habe sich zu-
nehmend die Vorstellung verbreitet,
schnell reich werden zu können – vor

Schulen in Rheinland-Pfalz sollen gezielter ökonomische Bildung vermitteln; das hat die

neue Bildungsministerin angekündigt. Ein Anlass zum Nachhaken: Wie steht es denn um

allgemeines Wirtschaftswissen und warum ist es wichtig? VonMechthildTreusch

allemwegen unrealistischer Verspre-
chen unseriöser Finfluencer. Mehr
ökonomische Bildung an Schulen be-
grüßt der Finanzexperte daher – so-
fern sie nicht gesteuert ist von kom-
merziellen Interessen.

Und was sollten junge Menschen
vor allem lernen? Mit Blick auf die
persönliche Finanzplanung hält Hart-
mut Walz vor allem Folgendes für
wichtig: ein Verständnis für den
Schaden von Inflation und für Vortei-
le von Diversifikation bei Anlagen,
Wissen darüber, wie der Zinseszins-
effekt funktioniert und warum der
Blick auf Kosten und Gebühren so
wichtig ist. Honorarberater Thomas
Beutler fasst seine Ratschläge weiter.
Um oft gesehene Fehler zu vermei-
den, sagt er, sollten junge Menschen
vor allem Folgendes berücksichtigen:
Erstens werde nichts geschenkt, es
werde immer einen Preis für ein An-
gebot geben. Zweitens gebe es keinen
schnellen oder geheimen Weg zum
Reichtum. Drittens dürfe man dem

Gegenüber nicht einfach vertrauen,
sondern müsse dessen Aussage prü-
fen. Denn, viertens, es gebe keine Sa-
mariter – jeder habe sein Interesse.
Bei ökonomischer Bildung geht es

allerdings um mehr als um Tipps für
die Altersvorsorge. Finanzbildung sei
auch in Hinblick auf volkswirtschaft-
liche undpolitische Stabilitätwichtig,
stellt Tim Kaiser fest. Der Bildungs-
ökonom lehrt an der RPTU Kaisers-
lautern-Landau Volkswirtschaftsleh-
re, forscht amKieler Institut fürWelt-
wirtschaft und hat unter anderemdie
OECD beraten. Nur ein Beispiel ist für
ihn die Geldpolitik von Notenbanken.
Wenn eine Zinserhöhung angekün-
digt werde, sollten Verbraucher wis-
sen, was das für ihre Konsum- und
Sparentscheidungen bedeutet.
Erhöht eine Zentralbank den Leit-

zins, hat das nämlich Auswirkungen
auf Zinsen, die Verbraucher direkt be-
treffen, wie Kredit- und Sparzinsen.
Steigen diese, leihen sich Menschen
weniger Geld und sparen mehr. Das

dämpft zwar Wirtschaftswachstum,
aber Preise steigen nicht. Eine Leit-
zinserhöhung dient daher dazu, bei
steigender InflationVerbraucherprei-
se zu stabilisieren und den Markt im
Gleichgewicht zu halten.Wer also bei
steigenden Zinsen weiter auf Pump
konsumiert, verliert nicht nur Geld,
sondern hemmt auch gewünschte Ef-
fekte einer Zinserhöhung.

Ö
konomisches Grundwissen
spiele aber auch für eine
funktionierende Demokra-
tie eine Rolle, betont Kaiser.

„Es ist wichtig zu verstehen, in wel-
cher Ordnung wir leben.“ Wer dies
nicht wisse, der könne auch wirt-
schaftspolitische Maßnahmen nicht
einstufen. Wie ökonomische Grund-
kompetenzen sich auf politische Prä-
ferenzen niederschlagen, hat er gera-
de mit Wissenschaftlern des Münch-
ner Ifo-Instituts untersucht. Die Er-
gebnisse sollen imHerbst vorliegen.
Dass nun in Rheinland-Pfalz öko-

nomische Bildung stärker in den Fo-
kus rücken soll, begrüßt Tim Kaiser.
Herausforderungen wie der demo-
grafische Wandel sorgten dafür, dass
die Eigenverantwortung des Einzel-
nen stärker in den Vordergrund rü-
cke. Wie etwa bei der Frühstartrente
für Kinder, bei der vom Staat gezahlte
Beiträge am Kapitalmarkt angelegt
werden sollen. Das setze ein gewisses
Grundverständnis bei Eltern voraus,
sagt der Ökonom – begleitende Maß-
nahmen seien daher sinnvoll, damit
alle profitierten. Einen Lerneffekt
könne dies aber durchaus schaffen.

Und wie sollte Wirtschafts-Lernen
an Schulen aussehen? Ein eigenes
Fach, wie es in Baden-Württemberg
und in Bayern existiert, hält der Bil-
dungsökonom nicht für unbedingt
notwendig – obwohl er die Einfüh-
rung eines Fachs in Baden-Württem-
berg in einer Studie mitbegleitet und
positive Effekte festgestellt hat. Da-
mit liegt er zunächst auf einer Linie
mit der neuen rheinland-pfälzischen
Bildungsministerin, die ökonomische
Inhalte weiterhin auf mehrere Fächer
verteilenwill.
Eine breite Streuung befürwortet

Kaiser jedoch nicht. Es müsse eine
klare Verankerung geben, sagt er. In
einem Fach „Politik und Wirtschaft“
könne etwa der Schwerpunkt auf
Wirtschaft oder auf Politik liegen.
VerbindlicheWirtschafts-Anteile sei-
en wichtig. Auchmit Blick auf Ausbil-
dung und Kompetenz einer Lehrkraft,
die dann etwa die Qualität von ange-
botenem Unterrichtsmaterial besser
einschätzen könne. Nicht zuletzt ist
dader Schulalltag. Es sei vielDruck im
System, sagt Kaiser – und im Zweifel
gingen ökonomische Themen unter,
wenn sie nicht verpflichtend seien.

DEUTSCHER FLICKENTEPPICH

Bei ökonomischer Bildung an allge-
meinbildenden Schulen setzt jedes
Bundesland eigene Schwerpunkte. In
Baden-Württemberg etwa ist „Wirt-
schaft/Berufs- und Studienorientie-
rung“ (WBS) und in Bayern „Wirt-
schaft“ an weiterführenden Schulen
seit Jahren ein Pflichtfach. Andere wie
Niedersachsen „verteilen“ ökonomi-
sche Inhalte auf Fächer. In Rheinland-
Pfalz ist Wirtschafts-, Finanz- und Ver-
braucherbildung als Querschnittsauf-
gabe verankert: vor allem in Lehrplä-
nen der gesellschaftswissenschaftli-
chen Fächer (Sozialkunde, Erdkunde,
Gesellschaftslehre), dazu an Integrier-
ten Gesamtschulen und Realschulen
plus in Wahlpflichtfächern.

WAS RHEINLAND-PFALZ TUT

Ein eigenes Schulfach will die neue Bil-
dungsministerin Ute Eiling-Hütig nicht
einrichten. Etwa deshalb, weil der fä-
cherübergreifende Ansatz eine inhalt-
liche und methodische Vielfalt ermög-
liche und Schüler ein breites ökonomi-
sches Spektrum kennenlernten. Zudem
müssten dafür andere Fächer Stunden
abgeben. Allerdings sollten die bishe-
rigen Ankerfächer Sozialkunde, Gesell-
schaftslehre und Wahlpflichtfächer
stärker ökonomisch profiliert werden,
womit mehr Zeit für ökonomische The-
men vorgesehen sei. Das Ministerium
will Schülerunternehmen vermehrt

WIRTSCHAFTSWISSEN:

WIE ES SCHULEN VERMITTELN

fördern. Außerdem werde es zusätzli-
che Beratungs- und Qualifizierungs-
ressourcen auch für Lehrkräfte geben.

WAS LEHRER MEINEN

Die Stärkung ökonomischer Bildung
unterstützt der Verband Bildung und
Erziehung (VBE) Rheinland-Pfalz. Ein
eigenes Fach hält der Vorsitzende Lars
Lamowski nicht für nötig. Lehrkräfte
müssten aber für projektorientierten
Unterricht mehr Zeit haben. Dafür
müssten Schulen von der Struktur her
neu gedacht werden, man brauche
mehr Personal und multiprofessionel-
le Teams. Der Lehrplan müsse entrüm-
pelt werden, Lehrkräfte müssten in der
Ausbildung dafür qualifiziert und mit
Materialien unterstützt werden.

MIT EXTERNEM WISSEN

Eine entscheidende Rolle bei der öko-
nomischen Bildung spielen für das Mi-
nisterium Kooperationen mit außer-
schulischen Partnern wie Verbände,
Kammern oder Kreditinstitute, die
weiter ausgebaut werden sollen. Auch
die Verbraucherzentrale ist Partnerin.
Externe Lehr- und Lernangebote prü-
fen die Beratungsgruppe Ökonomi-
sche Bildung am Pädagogischen Lan-
desinstitut und das Bildungsministeri-
um. Auch bei Fortbildungen der Lehr-
kräfte werde auf die Notwendigkeit
einer differenzierten Betrachtung ver-
wiesen, so das Ministerium. | tre
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HOHE KANTE

Der deutsche Leitindex Dax ist kein

Maßstab, um die Lage der

deutschen Wirtschaft zu bewerten.

VON HARTMUT WALZ

„Ich finde es widersprüchlich, dass der Dax

derzeit von einem Rekord zum nächsten eilt,

während seitens der deutschen Wirtschaft

eineKrisenmeldungnachder anderen kommt.

Spielen die Märkte verrückt?“

Der scheinbare Widerspruch lässt sich da-
mit erklären, dassderDaxnur einenkleinen
und überhaupt nicht repräsentativen Aus-
schnitt der hiesigen Wirtschaft abbildet. Er
sollte als deutscher Leitindex Dax besser
Dax 40 genannt werden, denn er errechnet
lediglich dieWertentwicklung der 40 größ-
tenund liquidestenUnternehmendesdeut-
schen Aktienmarktes. Diese haben jedoch
oftmals hohe Umsatz- und Gewinnanteile
aus Geschäften außerhalb Deutschlands.
Daher hängen ihre Bewertungen – also Bör-
senkurse – nur wenig von der Konjunktur
Deutschlands ab. Beispiel Deutsche Tele-
kom: Gerademal ein gutes Fünftel, nämlich
21,5 Prozent des Konzernumsatzes, wurde
2025 hierzulande erwirtschaftet. Aus dem
restlichen Europa kommen nur 10,6 Pro-
zent Umsatz hinzu. Jedoch entfallen auf die
USA-Tochter (T-Mobile US) fast zwei Drittel,
nämlich 65,6 Prozent aller Umsätze. Die zu
100 Prozent noch fehlenden 2,3 Prozent
werden in anderenaußereuropäischenLän-
dern verdient.

Ein Blick auf die anderen Mitglieder der
DAX-Familie – insbesondere den MDax
(mittlere Unternehmen) und SDax (small -
also kleinere Unternehmen) ergibt schon
ein eher nüchternes Bild. Beispielsweise
liegt der aktuelle Indexstand des MDax um
etwa 11,5 Prozent unter seinem histori-
schen Hoch im September 2021 – also vor
Beginn des Krieges in der Ukraine. Die vie-
len Unternehmen des deutschen Mittel-
standes – jahrzehntelang die Stütze des so-
genannten Wirtschaftswunders – sind
nicht börsennotiert, ihre Entwicklung kann
daher in keinem Index sicherbar gemacht
werden. Im Ergebnis sollten wir daher
Nachrichten über Dax-Rekorde nicht als
Hinweise auf den Zustand der hiesigen
Wirtschaft missverstehen.

Sie haben Fragen rund um Ihr Geld? Schreiben

Sie uns an ras-hohekante@rheinpfalz.de.

Dax zeigt nur
Ausschnitte

WOCHENSALDO

Nachsitzen! Das lässt sich zum

Umfang der ökonomischen

Bildung an Schulen feststellen.

Dass eine ökonomische Grundbildung an
Schulen sinnvoll ist, ist Konsens. Wie Schu-
len diese vermitteln, hängt aber vom Bun-
desland ab. Das Institut für ökonomische
Bildung hat 2024 ermittelt, welchen Anteil
ökonomische Bildung in Bundesländern
einnimmt, gemessen am Umfang eines Ne-
benfachesWirtschaft. Dabei flossen sowohl
Unterrichtsanteil als auch die Lehrkräfte-
ausbildung ein. Ergebnis: Die ökonomische
Bildung sei im Durchschnitt nicht mal halb
so umfassend verankert wie ein normales
Nebenfach. Dabei gibt esUnterschiede. Nie-
dersachsen war mit 72,3 Prozent Spitzen-
reiter, gefolgt von Bayern (65) und Baden-
Württemberg (63,8). Hinten lagen das Saar-
land (33,6), Rheinland-Pfalz (29,7) und
Sachsen (21,9). Aber: Über die Qualität der
Lehr-Inhalte sagt dies nichts aus. |tre

Schul-Wirtschaft

Wirtschaft
für alle

Hartmut Walz ist Finanzprofessor an der Hoch-
schule Ludwigshafen. www.hartmutwalz.de


